
Schulformen

Grundschule               0710               
Haupt- und                0712               

          Realschule                  0713         130     115     145     200          590
Oberschule                  0717               
Förderschule               0711            20       10       25       35            90
Gymnasium                 0714           15       50       10       10            85
Gesamtschule             0718           35       55       10       35          135
insgesamt                               200    230    190    280         900

Kapitel
Stellen
insgesamtBr

au
ns
ch
w
ei
g

H
an
no
ve
r

Lü
ne
bu
rg

O
sn
ab
rü
ck

Regionalabteilungen

SVBl 11/2014                                                                                                                                    AMTLICHER TEIL              577

Einstellung von Lehrkräften an allgemein
bildenden Schulen zum 1.2.2015 und
Unterrichtsversorgung zum Beginn 
des 2. Schulhalbjahres 2014/2015
RdErl. d. MK v. 17.10.2014 – 15 - 84002 – VORIS 22410 –

Bezug:    a) RdErl. d. MK v. 7.7.2011 (SVBl. S. 268) – zuletzt geändert
durch RdErl. v. 5.5.2014 (SVBl. S. 270) – Klassenbildungserlass
– VORIS 22410 –

             b) RdErl. d. MK v. 15.5.2014 (SVBl. S. 270) – Quereinstieg – VO-
RIS 22410 –

             c) RdErl. d. MK v. 12.5.2011 (SVBl. S. 186) – Auswahlverfahren –
VORIS 22410 –

             d) RdErl. d. MK v. 15.3.2012 (SVBl. S. 221) – Vertretungslehrkräfte
– VORIS 22410 –

             e) RdErl. d. MK v. 29.2.2012 (SVBl. S. 223) – Berücksichtigung im
Auswahlverfahren – VORIS 22410 –

             f) RdErl. d. MK v. 28.8.2012 (SVBl. S. 509) – Qualifizierungen –
VORIS 20411 –

             g) RdErl. d. MK v. 2.4.2014 (SVBl. S. 206) – Personalveränderun-
gen – VORIS 22410 –

             h) Gem. RdErl. d. MK u. d. MS v. 21.7.2011 (Nds. MBl. S. 529,
SVBl. S. 309) geändert durch Gem. RdErl. v. 28.3.2013 (Nds.
MBl. S. 304) – Dienstrechtliche Befugnisse – VORIS 20400 –

1.   Einstellungen und Übernahmen auf Stellen 

1.1  Für die Neueinstellung von Lehrkräften zum 1.2.2015
wird der Niedersächsischen Landesschulbehörde der nachfol-
gend aufgeführte Stellenumfang von 900 Stellen zugewiesen. 

Verteilung der Einstellungsmöglichkeiten:

AMTLICHER TEIL

gen die Verlagerung von Einstellungsermächtigungen vorge-
nommen werden. Bei unterdurchschnittlich versorgten Berei-
chen und bei Schulformen mit einem Bewerbermangel muss
aber sichergestellt sein, dass auch Ersatz eingestellt werden
kann. 

1.2  Die Vorausschätzung frei werdender Stellen geht davon
aus, dass alle fristgerecht bis zum 31.7.2014 vorgelegten An-
träge auf Beurlaubung oder Reduzierung der Stundenzahl ge-
nehmigt werden. Wird ein solcher Antrag aus dienstlichen
Gründen abgelehnt oder aus dienstlichen Gründen eine Er-
höhung der Stundenzahl bzw. eine vorzeitige Rückkehr aus
der Beurlaubung vorgenommen, ist im entsprechenden Um-
fang eine zugewiesene Einstellungsmöglichkeit zu sperren. 

1.3  Für die unbefristete Übernahme von Vertretungslehr-
kräften in den Schuldienst werden folgende Stellen bereitge-
stellt: 

Die Einstellungen erfolgen grundsätzlich im Beamtenverhält-
nis. Liegen die rechtlichen Voraussetzungen für diese nicht
vor, sind diese Lehrkräfte als Tarifbeschäftigte einzustellen.

Die Aufteilung der insgesamt für die Kapitel 0710, 0712/13
und 0717 zugewiesenen Stellen auf die Schulformen ist
gemäß den Regelungen zur Unterrichtsversorgung und dem
Bedarf der Schulen vorzunehmen. Entsprechendes gilt für die
Aufteilung auf die Lehrämter bei den Stellen des Kapitels
0718 und den Stellen aus dem Kapiteln 0717 an Oberschulen
mit gymnasialem Angebot. 

Versetzungen zwischen den Regionalabteilungen und inner-
halb der Regionalabteilungen der Niedersächsischen Landes-
schulbehörde, auch aufgrund von Maßnahmen nach dem Be-
zugserlass zu g), können im gegenseitigen Austausch oder ge-

Grundsätzlich erfolgt die Übernahme von Lehrkräften mit ei-
ner Lehrbefähigung für ein Lehramt in das Beamtenverhältnis
auf Probe. Liegen die rechtlichen Voraussetzungen hierfür
nicht vor, sind diese Lehrkräfte als Tarifbeschäftigte einzustel-
len. 

1.4  Die Übernahme von im Schuldienst stehenden Lehrkräf-
ten im Lehreraustauschverfahren zwischen den Ländern wird
durch gesonderten Erlass geregelt. Ein ggf. erforderlicher Stel-
lenausgleich ist in der Zuweisung von Stellen gemäß Nr. 1.1
berücksichtigt.

1.5  Zusätzliche Einstellungen können in dem Umfang vorge-
nommen werden, in dem die einzustellenden Lehrkräfte ihre
Stundenzahl unter die Regelstundenzahl reduzieren. Vor An-
forderung von Stellen aus der Einstellungsreserve des Nieder-
sächsischen Kultusministeriums (MK) sind hierdurch freie Ein-
stellungsermächtigungen einzusetzen. Das gilt auch für die
Übernahmen gemäß Nr. 1.3 und 1.4. 

Scheiden eingestellte Lehrkräfte innerhalb eines halben Jahres
nach der Einstellung im vorangegangenen Einstellungsverfah-
ren durch Entlassung oder andere Gründe aus, so können die-
se Stellen mit vorheriger Zustimmung des Referats 15 wieder
besetzt werden. Eine Wiederverwendung von Stellen, die u. a.
durch das Nichtbestehen der Prüfung oder die Absage einer
bereits erfolgten Annahme einer angebotenen Stelle nach Ab-
schluss des Einstellungsverfahrens durch MK nicht besetzt
werden konnten, ist nicht zulässig. Diese Stellen sind Referat
15 zu melden und es sind eigene Stellenreste aus dem laufen-

Schulformen

Grundschule               0710                        1                                   1
Haupt- und                0712               

          Realschule                  0713                          
Oberschule                  0717               
Förderschule               0711                
Gymnasium                 0714                          
Gesamtschule             0718               
insgesamt                                           1                               1
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den Verfahren zum 1.2.2015 in Anspruch zu nehmen oder bei
Bedarf nachträgliche Stellen aus der Stellenreserve des MK
anzufordern.  

Wird gemäß der KMK-Vereinbarung vom 10.5.2001 eine im
Schuldienst befindliche Lehrkraft, die nicht beurlaubt ist, von
einem anderen Land im Wege des Bewerbungs- und Auswahl-
verfahrens übernommen, kann die dadurch frei werdende
Stelle in dem bisher in Anspruch genommenen Umfang mit
Zustimmung von Referat 15 wieder besetzt werden. Bei Über-
nahmen auf Funktionsstellen erfolgt keine Verrechnung mit
Stellen gemäß Nr. 1.1.

1.6  Vertretungslehrkräfte können als befristet Tarifbeschäf-
tigte im Rahmen der Mittel, die der Niedersächsischen Lan-
desschulbehörde zur Verfügung gestellt sind, eingestellt wer-
den. Auf den Bezugserlass zu d) wird hingewiesen. 

1.7  Sofern ein fächerspezifischer Bedarf nicht durch Neuein-
stellung, Versetzung, Abordnung oder schulinterne Anpassung
des Lehrereinsatzes abzudecken ist, können befristete Perso-
nalmaßnahmen – längstens bis zum 22.7.2015 – veranlasst
werden. 

In der Regel sollten befristete Verträge mit Befristungsgrund,
die Beschäftigung von in Ruhestand befindlichen Lehrkräften
oder Mehrarbeit gegen Mehrarbeitsvergütung bei vollzeitbe-
schäftigten Lehrkräften genutzt werden.

Die Buchungen der einzelnen o. g. Maßnahmen sind bei den
zutreffenden Titeln entsprechend der Haushaltssystematik
durchzuführen und die veranlassten Personalmaßnahmen sind
im Lehrerverzeichnis der jeweiligen Schule zu erfassen. Zum
Ausgleich sind Stellen für den entsprechenden Zeitraum zu
sperren. Der Umfang der Sperren und der Umfang der befris -
teten Personalmaßnahmen – monetär für das laufende Schul-
halbjahr – ist Referat 15 spätestens bis zum 13.3.2015 mitzu-
teilen.

1.8  Über die Verwendung der Stellen und Mittel und die In-
anspruchnahme der Ermächtigungen entscheidet die Perso-
nalplanerin in der Stabsstelle der Niedersächsischen Landes-
schulbehörde im Rahmen der Vorgaben dieses Erlasses.

2. Regelungen zur Unterrichtsversorgung 

2.1  Für die Unterrichtsversorgung zum Beginn des 2. Schul-
halbjahres 2014/2015 ist u. a. Folgendes zu berücksichtigen:

–    die bedarfsgerechte Wiederbesetzung der frei werdenden
Stellen,

–    die Inanspruchnahme der Regelungen zur Altersteilzeit,

–    die aufsteigende Einführung der inklusiven Schule,

–    der Ausgleich der Arbeitszeitkonten,

–    der Ausbau des Ganztagsbetriebes an allen Schulformen,

–    die Kooperation von Hauptschulen, Oberschulen und Real-
schulen mit berufsbildenden Schulen,

–    die Übergänge zwischen den verschiedenen Schulformen
und

–    die Besetzung von Stellen in den Bedarfsfächern für alle
Lehrämter. 

2.2  Die entsprechend den Einstellungsmöglichkeiten gemäß
Nr. 1.1 neu einzustellenden Lehrkräfte dienen neben der Si-
cherstellung der Unterrichtsversorgung in erster Linie dem
überregionalen Ausgleich der Unterrichtsversorgung zwi-
schen den Schulen. Vor Ausschreibung einer Stelle ist zu prü-
fen, ob der Fächerbedarf der Schule durch Versetzung geeig-

neter Lehrkräfte gedeckt werden kann. Maßstab zum Aus-
gleich der Unterrichtsversorgung ist der mit den zuge wiese-
nen Einstellungen erreichbare Durchschnitt der Unterrichts-
versorgung in den einzelnen Schulformen. Unterrichtsbedarfe
an neu einzurichtenden Schulen sind zunächst durch Abord-
nungen und Versetzungen zu decken.

Ziel ist es, eine landesweit durchschnittliche Unterrichtsver-
sorgung auf einem hohen Niveau von rund 101 % an den öf-
fentlichen allgemein bildenden Schulen zu erreichen.

An den Grundschulen sind die sog. Überhangstunden über
dem Landesdurchschnitt weitgehend abzubauen. Dies hat der
Nds. Landtag am 18.9.2003 aufgrund einer Prüfungsmittei-
lung des Landesrechnungshofes beschlossen. Diese Stunden
sind für die Erteilung eines vollständigen Unterrichts auch an
den anderen Schulformen zu verwenden. Ziel ist grundsätzlich
die Versorgung jeder Grundschule mit mindestens 100 %, um
die Verlässlichkeit der Grundschule zu gewährleisten. Für alle
anderen Schulformen hat dies zur Konsequenz, dass diese
eine einheitliche rechnerische Unterrichtsversorgung von rund
100 % landesweit erreichen sollen.

Zum Einsatz von Förderschullehrkräften an allgemeinen Schu-
len gelten die Regelungen im Klassenbildungserlass (Bezugs-
erlass zu a) in seiner derzeit gültigen Fassung.

Auf neue Schulen und Schulformen sowie Schulen im Entste-
hen ist besonders zu achten. Grundsätzlich sind sie mit Lehr-
kräften der Schulen zu versorgen, auf die die Schülerinnen
und Schüler ohne Neugründung gegangen wären.

2.3  Die Auszubildenden im Vorbereitungsdienst sind mög-
lichst gleichmäßig auf die Schulen zu verteilen. Veränderun-
gen in der Zuweisung von Auszubildenden sind frühzeitig in
die Planungen mit einzubeziehen. Hingewiesen wird auf die
erforderliche Abstimmung mit den Studienseminaren bzgl. des
quantitativen Rahmens, innerhalb dessen Schulen zur Ausbil-
dung herangezogen werden sollen.

Bei der Ermittlung der rechnerischen Unterrichtsversorgung
ist der Unterricht in eigener Verantwortung voll mitzurech-
nen. Bei der Zuweisung von Einstellungen und bei der Verset-
zung von Stammlehrkräften zum Ausgleich der Unterrichts-
versorgung ist der Unterricht in eigener Verantwortung jedoch
nur zur Hälfte zu berücksichtigen.

2.4  Die durchschnittliche Unterrichtsversorgung der Schu-
len aller Schulformen einschließlich der Gymnasien und Ge-
samtschulen in einem Landkreis bzw. einer kreisfreien Stadt
soll höchstens einen Prozentpunkt von der durchschnittlichen
Unterrichtsversorgung im Zuständigkeitsbereich der jeweili-
gen Regionalabteilung der Niedersächsischen Landesschulbe -
hörde abweichen. 

Die Unterrichtsversorgung der einzelnen Schulen ist zum Be-
ginn des 2. Schulhalbjahres 2014/2015 mit den dann vorhan-
denen unbefristet beschäftigten Lehrkräften möglichst voll-
ständig auszugleichen. Auf die Grundsätze zum Einsatz von
Vertretungslehrkräften wird verwiesen.

Es ist Aufgabe der Schulen und der Niedersächsischen Lan-
desschulbehörde, in der gemeinsamen Verantwortung für alle
Schülerinnen und Schüler flexibel und kurzfristig durch Aus-
gleich vor Ort auf Veränderungen zu reagieren. Insbesondere
sind Abordnungen und Versetzungen von Lehrkräften von
überdurchschnittlich versorgten Schulen vorzunehmen. Auf-
grund der Zuständigkeit des Landes für die Ressourcenbereit-
stellung entscheidet die Niedersächsische Landesschulbehörde
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über den Umfang und die Art der erforderlichen Personalmaß-
nahmen; dies betrifft auch Abordnungen zwischen den Schul-
formen zur Deckung besonderer fächerspezifischer Bedarfe.
Sofern die dienstrechtliche Befugnis für Abordnungen an die
Schule übertragen ist, ist es Aufgabe der abgebenden Schule,
in Abstimmung mit der aufnehmenden Schule mit einer kon-
kreten Personalentscheidung die Vorgabe umzusetzen.

2.5  Versetzungen von Lehrkräften auf Antrag dürfen nur
durchgeführt werden, wenn dadurch der Ausgleich der Unter-
richtsversorgung nicht beeinträchtigt wird.

Neu eingestellte Lehrkräfte können aus Gründen der Unter-
richtskontinuität und der Sicherung einer ausgeglichenen Un-
terrichtsversorgung frühestens drei Jahre nach der Einstellung
für eine Versetzung freigegeben werden. Ausnahmen sind nur
in besonderen Einzelfällen möglich, wenn ein schwerwiegen-
der Versetzungsgrund nach der Einstellung entstanden ist.

Lehrkräfte, die Anträge auf Versetzung an Schulen im Entste-
hen stellen, sind freizugeben, sofern sie nicht an Schulen in
unterdurchschnittlich versorgten Bereichen unterrichten.

2.6  Auf die Regelungen des Bezugserlasses „Klassenbildung
und Lehrerstundenzuweisung an den allgemein bildenden
Schulen“ vom 7.7.2011 in der derzeit gültigen Fassung vom
5.5.2014 sowie den Erlass „Die Arbeit in der Ganztagsschule“
vom 1.8.2014 wird hingewiesen. Die Entscheidung über die
Inanspruchnahme des zugewiesenen Kontingents für beson-
dere Fördermaßnahmen sowie die Verteilung der Stunden auf
die Schulen ist frühzeitig in die Planungen mit einzubeziehen. 

Innerhalb der Schule ist zu Beginn des Schulhalbjahres der
gesamte Unterrichtsbedarf mit den vorhandenen und den neu
einzustellenden Lehrkräften abzudecken. 

Lehrkräfte mit einer Lehrbefähigung in Fächern, in denen ei -
ne geringe fächerspezifische Versorgung besteht, sollen vor-
rangig in diesen Fächern unterrichten. 

Die Erteilung aller Schülerpflichtstunden hat an allen Schul-
formen und Schulen Vorrang vor allen anderen unterricht -
lichen Angeboten. Dies gilt nicht nur für die Gestaltung des
Lehrereinsatzes zu Beginn des Schulhalbjahres, sondern auch
für die täglichen Regelungen des Einsatzes der Lehrkräfte im
Rahmen des Vertretungskonzeptes der Schule.

Der Schulelternrat und die Klassenelternschaften sind da rüber
zu informieren, 

–    wie die Klassenbildung erfolgt ist,

–    wie viele Schülerpflichtstunden zu erteilen sind, 

–    welche Schülerpflichtstunden mit Angabe des Grundes
nicht erteilt werden und 

–    welche Zusatzangebote (Wahlangebote, Differenzierun-
gen, Fördermaßnahmen etc.) durchgeführt werden.

3.   Bekanntgabe der Einstellungsmöglichkeiten 

3.1  Die Einstellungsmöglichkeiten gemäß Nr. 1.1 sind unter
Angabe des erforderlichen Lehramtes für bestimmte Schulen,
ggf. zusätzlich Schulform bzw. Schulzweig, als Schulstellen
oder Bezirksstellen bekannt zu geben. 

Bei Grund-, Haupt-, Real- und Oberschulen sowie Förderschu-
len mit mindestens 500 Soll-Stunden oder Schulverbünden
sowie an allen Gymnasien und Gesamtschulen sind die Stellen
grundsätzlich als Schulstellen bekannt zu geben. Für die übri-
gen Schulen mit weniger als 500 Soll-Stunden und für alle
umgewidmeten oder nachträglichen Stellen legt die Nieder-

sächsische Landesschulbehörde unter Berücksichtigung der
Regelungen gemäß Nr. 4.6. fest, ob Schulstellen oder Bezirks-
stellen auszuschreiben sind. 

Die Niedersächsische Landesschulbehörde nimmt bei einer
Aus schreibung als Schulstelle Beratungs- und Unterstüt-
zungsfunktion wahr. Insbesondere sind Schulen in der Fläche
bereits bei der Verteilung von Stellen zur Abdeckung des
fachspezifischen Bedarfs zu berücksichtigen.

Die Ausschreibungen für die Lehrämter an Grund- und Haupt-
schulen (GH), Grund-, Haupt- und Realschulen (GHR) und Re-
alschulen (RS) werden zusammengefasst bekannt gegeben.

3.2  In folgenden Fächern ist mit einem, gemessen am lan-
desweiten fächerspezifischen Bedarf der Schulen, zu geringen
Bewerberangebot zu rechnen:

–    Lehramt an Grund- und Hauptschulen, Grund-, Haupt-
und Realschulen sowie an Realschulen

     a) Bedarfsfächer: Englisch, Politik und Technik 

     b) Fächer mit besonderem Bedarf: Französisch, Physik,
Chemie, Musik

–    Lehramt an Gymnasien: 

     a) Bedarfsfächer: Ev. Religion, Mathematik, Chemie, Spa-
nisch

     b) Fächer mit besonderem Bedarf: Latein, Kunst, Physik,
Informatik

Bei der Festlegung der Anzahl der Ausschreibungen mit Be-
darfsfächern ist die Anzahl der voraussichtlichen Bewerbun-
gen zu berücksichtigen. 

3.3  Die Niedersächsische Landesschulbehörde legt für alle
Stellenausschreibungen unter Beachtung eines begründeten
Vorschlages der Schule fest, mit welchen Fächern bzw. son-
derpädagogischen Fachrichtungen und ggf. zusätzlichen An-
forderungen die Einstellungen bekannt gegeben werden.

Es sind nur Unterrichtsfächer des Masters of Education bzw.
der Ersten Staatsprüfung zu verwenden. Auf die Verordnung
über Masterabschlüsse für Lehrämter in Niedersachsen (Nds.
MasterVO-Lehr) vom 8.11.2007 (Nds. GVBl. S. 488) sowie die
Verordnung über die Ersten Staatsprüfungen für Lehrämter im
Land Niedersachsen (PVO-Lehr I) vom 15.4.1998 (Nds. GVBl. 
S. 399), zuletzt geändert durch Verordnung vom 26.1.2006
(Nds. GVBl. S. 33), wird hingewiesen. 

Die am 7.11.2014 zu veröffentlichenden Stellen (Erste Aus-
wahlrunde) sind mit folgenden Maßgaben bekannt zu geben:

Die einzelnen Stellen (ohne Stellen an Förderschulen) sind
grund sätzlich mit zwei Fächern bekannt zu geben.

Bis zu zwei Fächer können als Alternative zum Zweitfach be-
nannt werden.

Nur Bedarfsfächer und Fächer des besonderen Bedarfs gem.
Nr. 3.2 können mit beliebigem Zweitfach angegeben werden.

An Hauptschulen, Realschulen oder Oberschulen ist darüber
hinaus eine Stellenausschreibung mit Mathematik / beliebig
zu lässig.

Jede Stellenausschreibung mit Mathematik / beliebig ist um
den Zusatz „Zweitfach nicht Physik“ zu ergänzen. 

Bei Stellenausschreibungen Bedarfsfach / beliebig können durch
einen Zusatz bis zu zwei Fächer ausgeschlossen werden.



Stellen für das Lehramt für Sonderpädagogik sind in der Regel
mit einer sonderpädagogischen Fachrichtung und erforder -
lichenfalls mit einem Unterrichtsfach bekannt zu geben. Die
Ausschreibung Sonderpädagogische Fachrichtung / beliebig ist
möglich. 

Wird als erforderliche Zusatzqualifikation die Erteilung von is-
lamischem, alevitischem oder herkunftssprachlichem Unter-
richt angegeben, so ist auch eine Stellenausschreibung Nicht-
bedarfsfach mit beliebigem Zweitfach möglich.

Sofern in Einzelfällen aufgrund der besonderen Bewerberlage
darüber hinaus eine abweichende Ausschreibung beabsichtigt
ist, ist eine Ausnahme bei MK zu beantragen.

Für Stellen, die ab dem 5.12.2014 bekannt gegeben werden
(Umwidmungen und nachträgliche Stellen), entfallen die o. a.
Maßgaben. 

Die Stellen können gemäß dem Bedarf der Schule von der
Niedersächsischen Landesschulbehörde mit zusätzlichen aus-
wahlrelevanten Anforderungen versehen werden. Es wird un-
terschieden zwischen 

–    Bemerkungen zur Organisation der Schule, 

–    Anforderungen, die erforderlich und 

–    Anforderungen, die erwünscht sind. 

Die Anforderungen wirken sich wie folgt auf das Auswahlver-
fahren aus:

–    Wird auf die Organisation der Schule hingewiesen (z. B.
Ganztagsschule), muss die Lehrkraft uneingeschränkt für
den Unterricht an dieser Schule zur Verfügung stehen. 

–    Erforderliche zusätzliche Anforderungen können ausge-
schrieben werden, wenn ohne diese der Unterricht an der
Schule nicht gemäß der Stundentafel erteilt oder das
Schulprogramm nicht verwirklicht werden kann. In das
Auswahlverfahren werden nur Lehrkräfte einbezogen, die
über diese Anforderungen verfügen.

–    Erwünschte zusätzliche Anforderungen sind zusätzliche
Kriterien, die beim Abwägungsprozess zwischen mehreren
Bewerbungen heranzuziehen sind.

Die Forderung eines dritten Lehrbefähigungsfaches ist nicht
zulässig. 

Es ist darauf zu achten, dass Stellen mit der erwünschten oder
erforderlichen Bewerber-Zusatzqualifikation „Kenntnisse in
niederdeutscher Sprache“ auszuschreiben sind. 

4.   Bewerbungs- und Auswahlverfahren

4.1  Grundsätzliches Ziel der Landesregierung ist die Einstel-
lung von Lehrkräften mit abgeschlossener für die betreffende
Schulform vorgesehener Lehramtsausbildung. 

Da für die Stellen häufig nicht genügend Bewerberinnen und
Bewerber mit abgeschlossener Ausbildung zur Verfügung ste-
hen werden, können sich auch Lehrkräfte bewerben, die den
Vorbereitungsdienst bzw. Anpassungslehrgang spätestens
am 30.4.2015 beenden werden. 

4.2  Aufgrund der besonderen Bedarfslage werden folgende
Bewerbungs- und Einsatzmöglichkeiten geöffnet:

Für Stellen für das Lehramt für Sonderpädagogik können sich
auch Lehrkräfte mit der Lehrbefähigung für das Lehramt an

Grund- und Hauptschulen, das Lehramt an Realschulen oder
das Lehramt an Grund-, Haupt- und Realschulen sowie das
Lehramt an Gymnasien bewerben. 

Für Stellen an Haupt-, Real-, Ober- oder Gesamtschulen, die
für das Lehramt an Grund- und Hauptschulen, das Lehramt
an Realschulen oder an Grund-, Haupt- und Realschulen
ausgeschrieben wurden, können sich auch Lehrkräfte mit der
Lehrbefähigung für das Lehramt an Gymnasien bewerben. 

Für Stellen an Oberschulen mit gymnasialem Angebot, Gym-
nasien und Gesamtschulen, die für das Lehramt an Gymnasi-
en ausgeschrieben wurden, können sich auch Lehrkräfte mit
der Lehrbefähigung für das Lehramt an Realschulen, das Lehr-
amt an Grund-, Haupt- und Realschulen oder das Lehramt an
Grund- und Hauptschulen bewerben.

Die jeweiligen Bewerbungen mit anderer Lehrbefähigung für
ein Lehramt werden nachrangig im Auswahlverfahren berück-
sichtigt, da grundsätzlich ein Einsatz der Lehrkräfte an der
Schulform vorgesehen ist, für die sie ausgebildet wurden.

Bewerbungen von Lehrkräften mit der Lehrbefähigung für das
Lehramt an berufsbildenden Schulen werden grundsätzlich
gleichrangig zum Lehramt an Gymnasien behandelt, sofern
die Lehrkräfte über zwei allgemein bildende Fächer verfügen
und sie in diesen Fächern auch ausgebildet wurden. Die Ein-
stellung dieser Lehrkräfte erfolgt entsprechend dem Lehramt
der ausgeschriebenen Stelle als Studienrätin / Studienrat (Bes
Gr. A 13). Entsprechendes gilt bei einer Bewerbung um Stellen,
die an Haupt- oder Realschulen bzw. Oberschulen ausge-
schrieben wurden. Hier erfolgt die Einstellung entsprechend
dem Lehramt der ausgeschriebenen Stelle als Realschullehre-
rin / Realschullehrer (BesGr. A 12) bzw. Lehrerin / Lehrer (Bes
Gr. A 12) im Beamtenverhältnis auf Probe. Im Einzelfall kann
jeweils eine Ergänzungsqualifikation unter den Voraussetzun-
gen der Nr. 6 des Bezugserlasses zu f) festgestellt werden.

In allen anderen Fällen werden Lehrkräfte mit der Lehrbefähi-
gung für das Lehramt an berufsbildenden Schulen nachrangig
nach Lehrkräften mit einer an den allgemein bildenden Schu-
len vorgesehenen Lehramtsausbildung im Auswahlverfahren
berücksichtigt und im unbefristeten Tarifbeschäftigtenver-
hältnis eingestellt.

Die Einstellung von Lehrkräften mit der Lehrbefähigung für
das Lehramt an Realschulen, das Lehramt an Grund- und
Hauptschulen oder für das Lehramt an Grund-, Haupt- und
Realschulen an Gymnasien und an Förderschulen erfolgt im
Beamtenverhältnis auf Probe im Eingangsamt der jeweiligen
Lehrbefähigung als Realschullehrerin / Realschullehrer (BesGr.
A 12) bzw. Lehrerin / Lehrer (BesGr. A 12). 

Die Einstellung von Lehrkräften mit einer Lehrbefähigung für
das Lehramt an Gymnasien an Haupt- oder Realschulen oder
Oberschulen ohne gymnasiales Angebot erfolgt grundsätzlich
im Beamtenverhältnis auf Probe entsprechend dem Lehramt
der ausgeschriebenen Stelle und dem überwiegenden Einsatz
als Lehrerin / Lehrer (BesGr. A 12) bzw. Realschullehrerin / Re-
alschullehrer (BesGr. A 12). In der Regel ist ein Drittel der ge-
samten Unterrichtsverpflichtung im Rahmen der dreijährigen
Probezeit an einer der Schulformen abzuleisten, für die die
Lehrbefähigung erworben wurde, vorrangig im dritten Jahr
der Probezeit. Im Rahmen der Probezeit sind überdies die Vor-
aussetzungen für den Erwerb einer Ergänzungsqualifikation
gem. Bezugserlass zu f) für das Lehramt der ausgeschriebenen
Stelle zu erbringen. Die Einstellung von Lehrkräften mit einer
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Lehrbefähigung für das Lehramt an Gymnasien an Förder-
schulen kann nur im Tarifbeschäftigtenverhältnis erfolgen.
Auf die Möglichkeit des Erwerbs einer Ergänzungsqualifikati-
on für das Lehramt für Sonderpädagogik nach dem Bezugser-
lass zu f) wird hingewiesen.

In begründeten Ausnahmefällen kann bei Einstellung von Lehr -
kräften mit der Lehrbefähigung für das Lehramt an Grund-
und Hauptschulen, Grund-, Haupt- und Realschulen oder das
Lehramt an Realschulen an Gymnasien und an Förderschulen
oder von Lehrkräften mit der Lehrbefähigung für das Lehramt
an Gymnasien an Haupt- und Realschulen die dreijährige Pro-
bezeit auch in vollem Umfang an diesen absolviert werden.
Bei einer absehbaren Verkürzung der Probezeit aufgrund von
Anrechnungszeiten gem. § 19 NBG muss ein Drittel der Unter-
richtsverpflichtung in der noch verbleibenden Probezeit, min-
destens aber sechs Monate, an einer Schulform abgeleistet
werden, für die die Lehrkraft die Lehrbefähigung erworben
hat. Dies kann auch im Rahmen einer Abordnung von der im
Einstellungsverfahren beabsichtigten Einsatzschule (Stamm-
schule) erfolgen.

4.3  Ebenfalls bewerben können sich Interessentinnen und In-
teressenten ohne eine für die Unterrichtstätigkeit in Nieder-
sachsen vorgesehene abgeschlossene Lehramtsausbildung, die
aufgrund einer anderweitigen Ausbildung für den Unterricht
qualifiziert sind. Für den Quereinstieg sind mindestens ein
Hochschulabschluss entsprechend den Regelungen im Bezugs-
erlass zu b) und mit der Möglichkeit der Zuordnung zu min-
destens einem Unterrichtsfach erforderlich. 

4.4  Ausschließlich für befristete Einstellungen von Lehrkräf-
ten zur Erteilung von Unterricht, die aus dem Budget der
Schulen finanziert werden, sowie für befristete Vertretungs-
verträge können sich neben Lehrkräften mit abgeschlossener
Lehramtsausbildung auch Interessentinnen und Interessenten
mit den unter 4.3 genannten Qualifikationen sowie darüber
hinaus für alle Schulformen entsprechende Fachhochschulab-
solventinnen und -absolventen bewerben. Bewerberinnen und
Bewerber ohne eine unter 4.3. genannte Qualifikation sollten
mindestens einen Bachelorabschluss oder eine erfolgreich ab-
gelegte Zwischenprüfung oder ein Vordiplom im Rahmen ei-
nes universitären Studienganges nachweisen.

4.5  Lehrkräfte, die für das Fach Evangelische Religion (RE)
eingestellt werden sollen und den Vorbereitungsdienst nach
dem 31.10.2006 beendet haben, benötigen als Bevollmäch -
tigung durch die Evangelische Kirche die Vokation für die
Schulform, an der sie eingestellt werden sollen. Lehrkräfte für
das Fach Katholische Religion (RK) benötigen die Missio Ca-
nonica. Die Einstellung von Lehrkräften auf Stellen mit einer
geforderten Lehrbefähigung für Evangelische bzw. Katholische
Religion ist von der Vorlage einer entsprechenden Bevoll-
mächtigung der Kirche abhängig zu machen. Eine Einstel-
lungszusage erfolgt daher unter Vorbehalt der Vorlage dieser
Bevollmächtigung. Lehrkräfte, die für eine Erteilung von is -
lamischem Religionsunterricht (RI) vorgesehen sind, müssen
dem entsprechenden Bekenntnis angehören. Zur Erteilung von
RI-Unterricht ist die Vorlage der entsprechenden Lehrerlaub-
nis (Idschaza) erforderlich.

4.6  Das Auswahlverfahren wird bei Schulstellen durch die
Schulen durchgeführt. Auf den Bezugserlass zu c) wird hinge-
wiesen. Die Niedersächsische Landesschulbehörde berät und
unterstützt die Schulen bei der Durchführung der Auswahl-
verfahren.

Bei Bezirksstellen führt die Niedersächsische Landesschul-
behörde das Auswahlverfahren unter Einbeziehung der jewei-
ligen Schule nach den Maßgaben des Bezugserlasses zu c)
durch. 

Das Auswahlverfahren für Schulstellen und Bezirksstellen
beginnt am 17.11.2014. Die Stellenangebote für die erste
Auswahlrunde erfolgen spätestens bis zum 3.12.2014. Die
schriftliche Annahme des Stellenangebots durch die Bewerbe-
rin bzw. den Bewerber ist spätestens bis zum 4.12.2014 mög-
lich. Bei einem Stellenangebot nach dem 4.12.2014 hat die
ausgewählte Lehrkraft innerhalb eines Tages (24 Stunden)
eine schriftliche Rückäußerung an die Schule zu geben. 

Erfolgt auf ein Stellenangebot keine Rückäußerung oder eine
Ablehnung, wird die Bewerbung der Lehrkraft bei dieser Stelle
nicht mehr berücksichtigt. Lehrkräfte, die eine Stelle schrift-
lich angenommen haben, können kein weiteres Stellenange-
bot mehr erhalten.

Bei der Umwidmung von Stellen oder der Bekanntgabe nach -
träglicher Stellen, insbesondere bei Stellen mit Bedarfs -
fäch ern, entscheidet die Niedersächsische Landesschulbehör-
de gem. Ziffer 6 des Bezugserlasses zu h), ob die Stellen als
Schulstellen oder als Bezirksstellen bekannt gegeben bzw. in
eine Schulstelle oder Bezirksstelle gewandelt werden und das
Auswahlverfahren dementsprechend durch die Schule oder
die Niedersächsische Landesschulbehörde durchgeführt wird.

Wird an einer Grund-, Haupt-, Real- oder Oberschule sowie
an einer Förderschule mit mindestens 500 Soll-Stunden oder
einem Schulverbund sowie an einem Gymnasium oder einer
Gesamtschule eine Bezirksstelle ausgeschrieben, ist zu ge-
währleisten, dass die Schule gem. Ziffer 6 des Bezugserlasses
zu h) die Auswahlentscheidung in geeigneter Weise treffen
kann.

4.7  Für die Teilnahme am Auswahlverfahren sind unter-
schiedliche Bewerbungsfristen zu beachten. 

Für die Einbeziehung in die erste Auswahlrunde für Schul-
stellen und Bezirksstellen ist die Bewerbung mit mindestens
einer regionalen Angabe im Zeitraum vom 29.9.2014 bis
13.10.2014 unverzichtbar. 

Die Ergänzung der Bewerbung um bestimmte Stellen ist im
Zeitraum vom 7.11.2014 bis 14.11.2014 über das Online-
Bewerbungsverfahren erforderlich. Für alle Stellen werden in
der ersten Auswahlrunde nur die Bewerbungen berücksichtigt,
die explizit für eine bestimmte Stelle abgegeben wurden. 

Bewerbungen, die ab dem 14.10.2014 abgegeben werden
oder erst nach dem 14.11.2014 um bestimmte Stellen er-
gänzt werden, sowie die Bewerbungen von Personen ohne
eine für die Unterrichtstätigkeit in Niedersachsen vorgesehe-
ne abgeschlossene Lehramtsausbildung oder mit Lehrerausbil-
dung im Ausland werden nur für Stellen einbezogen, für die
bis zum 5.12.2014 noch kein Auswahlvorschlag vorliegt.

4.8  Die Auswahl erfolgt gemäß § 9 BeamtStG nach Eig-
nung, Befähigung und fachlicher Leistung nach den Vorga-
ben des Bezugserlasses zu c). 

Lehrkräfte, die ihre Ausbildung bis zum 30.4.2015 beenden,
sind bis zum Vorliegen der Note der Staatsprüfung auf der
Grundlage der Note des Masterabschlusses bzw. der Ersten
Staatsprüfung in das Auswahlverfahren mit einzubeziehen.
Weiterhin sind auch Ausbildungsnachweise als zusätzliches
Kriterium für die Auswahlentscheidung mit heranzuziehen.
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Zur Sicherstellung der Unterrichtsversorgung sind grundsätz-
lich Lehrkräfte, die über eine abgeschlossene Lehramtsausbil-
dung verfügen oder diese bis zum 31.1.2015 beenden, vorran-
gig zu berücksichtigen. 

Nicht in das Auswahlverfahren einbezogen werden Bewerbe-
rinnen und Bewerber, deren Nichteignung für eine Unterrichts -
tätigkeit im Schuldienst bereits festgestellt wurde (s. Bezugs-
erlass zu e).

Die Rechtmäßigkeit der Auswahlentscheidung ist anhand der
Stellen-Bewerber-Liste der zentralen Bewerberdatei (EIS) zu
prüfen. Es können nur Lehrkräfte ein Stellenangebot erhalten,
die auf der Stellen-Bewerber-Liste aufgeführt sind und die
Anforderungen der Stelle erfüllen. Eine abschließende Prüfung
der Rechtmäßigkeit der Auswahlentscheidung erfolgt durch
die Niedersächsische Landesschulbehörde. 

Beamtete und unbefristet beschäftigte Lehrkräfte im Schul-
dienst anderer Länder dürfen nur ausgewählt werden, wenn
eine Freigabeerklärung ihrer Schulbehörde zum Einstellungs-
termin vorliegt. Bei tarifbeschäftigten Lehrkräften aus ande-
ren Bundesländern erfolgt in Niedersachsen eine Neueinstel-
lung. Bei beamteten Lehrkräften erfolgt keine Neueinstellung,
sondern die Übernahme in den Schuldienst des Landes Nie-
dersachsen durch Versetzung. Einer Ernennung gem. § 8 Abs. 1
Nr. 3 BeamtStG bedarf es nur dann, wenn im Zuge der Verset-
zung ein Amt zu übertragen ist, das einer anderen Besol-
dungsgruppe als das bisher übertragene Amt zugeordnet ist.
Realschullehrkräfte aus anderen Ländern können nur dann der
Besoldungsgruppe A 13 zugeordnet werden, wenn ihre Ernen-
nung zur Realschullehrerin / zum Realschullehrer und die Zu-
ordnung zur Besoldungsgruppe A 13 im abgebenden Land vor
dem 6.11.2009 erfolgt ist.

Der Kontinuität des Unterrichts für die Schülerinnen und
Schüler kommt eine besondere Bedeutung zu. Es sind Lehr-
kräfte auszuwählen, die bereit sind, für mehrere Jahre an dem
vorgesehenen Dienstort zu unterrichten. 

Auf die Unterrichtskontinuität für Auslandsschulen und für
Schulen in freier Trägerschaft ist zu achten. Werden Lehr-
kräfte dieser Schulen für die Einstellung in den niedersäch -
sischen Schuldienst ausgewählt, klärt die Niedersächsische
Landesschulbehörde, ob die bisherigen Schulen die Lehrkräfte
zu dem gewünschten Termin abgeben können. Erforderlichen-
falls kann ein späterer Termin für die Einstellung in den nie-
dersächsischen Schuldienst vereinbart werden.

4.9  Können für Stellen bis zum 5.12.2014 keine qualifizierten
Lehrkräfte mit Lehramtsausbildung gefunden werden, die über
die ausgeschriebenen Fächer verfügen und den Vorberei-
tungsdienst bis spätestens 30.4.2015 beenden, entscheidet
die Niedersächsische Landesschulbehörde, ob das Auswahl-
verfahren unter Einbeziehung der Bewerberinnen und Bewer-
ber ohne eine für die Unterrichtstätigkeit an allgemein bil-
denden Schulen in Niedersachsen vorgesehene abgeschlosse-
ne Lehramtsausbildung fortgesetzt wird oder ob unter Be -
achtung des Bedarfs der Schule neue Fächer für die Bewerber -
auswahl durch die Niedersächsische Landesschulbehörde fest -
 gesetzt werden (Umwidmung). Bei Stellen an Förderschulen
kann bei der Umwidmung die sonderpädagogische Fachrich-
tung entfallen.

Sofern qualifizierte Lehrkräfte mit Lehramtsausbildung, die
über die Anforderungen der Stelle verfügen und den Vorberei-
tungsdienst bis spätestens 30.4.2015 beenden, vorhanden
sind, ist die Aufhebung der Ausschreibung nur zulässig, wenn

nach dem Zeitpunkt der Ausschreibung ein sachlicher Grund
(z. B. Verringerung der Anzahl der Klassen) neu hinzugetreten ist.

4.10  Nachträgliche Stellen können bei entsprechender Zu-
weisung nach dem 17.12.2014 als Schulstellen oder Bezirks-
stellen bekannt gegeben werden. Bei allen umgewidmeten
oder nachträglichen Stellen erfolgt eine vollständige Zuord-
nung der Bewerberinnen und Bewerber automatisch entspre-
chend der regionalen Angaben in der Bewerbung und ent-
sprechend ihrer Lehrbefähigungsfächer.

4.11  Das Bewerbungs- und Auswahlverfahren für die Einstel-
lung einer Vertretungslehrkraft erfolgt grundsätzlich nach
den gleichen Regeln wie für eine dauerhafte Einstellung in
den Schuldienst. Das gilt sowohl für die Einbeziehung der auf
der Stellen-Bewerber-Liste enthaltenen Bewerberinnen und
Bewerber in das Auswahlverfahren als auch für eine sachge-
rechte Auswahl (s. Bezugserlass zu d).

5.   Schlussbestimmungen

Dieser RdErl. tritt am 17.10.2014 in Kraft und mit Ablauf des
23.3.2015 außer Kraft. 

Richtlinie über die Gewährung von
Zuwendungen für die Durchführung 
sozialpädagogischer Maßnahmen zur
Berufsorientierung und Berufsbildung
(Abdruck aus Nds. MBl. S. 642)

RdErl. d. MK v. 3.9.2014 — 25-81022/6 — VORIS 22410 —

Bezug:    RdErl. v. 14.10.2010 (Nds. MBl. S.1033, SVBl. S. 481), zuletzt
geändert durch RdErl. v. 7.11.2012 (Nds. MBl. S. 999, SVBl. 2013
S. 30) — VORIS 22 410 —

Der Bezugserlass wird mit Wirkung vom 1.10.2014 wie folgt
geändert:

In Nummer 7 wird das Datum „31.12.2014“ durch das Datum
„31.12.2016“ ersetzt.

Fernstudium für das Unterrichtsfach
Evangelische Religion für 
Lehrerinnen und Lehrer
Hier: Weiterführendes Studium an der Universität Hildes-
heim

Bek. d. MK v. 9.10.2014 – 35-84110/375

Bezug: Verordnung über Masterabschlüsse für Lehrämter in Niedersach-
sen (Nds. MasterVO-Lehr) vom 8.11.2007 (Nds. GVBl. 488)

1.   Für die Teilnahme an dem o.g. Fernstudium können sich
Lehrkräfte mit dem Lehramt an Grund-, Haupt- und Real-
schulen, an Grund- und Hauptschulen, an Realschulen, für
Sonderpädagogik, an Gymnasien und an berufsbildenden
Schulen bewerben, die einer evangelischen Kirche angehören
und sich im Schuldienst des Landes Niedersachsen befinden.

Darüber hinaus können sich Lehrkräfte bewerben, denen im
Rahmen einer Nebenabrede zum Arbeitsvertrag die Erbrin-
gung von Studienleistungen in einem Unterrichtsfach aufer-
legt wurde.  Gleiches gilt für Lehrkräfte, die sich in einer Qua-
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lifizierungsmaßnahme gemäß des RdErl. d. MK v. 28.8.2012
(SVBl. S. 509, sogenannter Qualifizierungserlass) oder in einer
Sondermaßnahme zum Erwerb einer Lehrbefähigung oder ei-
ner Ergänzungsqualifikation für das Lehramt an berufsbilden-
den Schulen befinden und dafür Studienleistungen in einem
Unterrichtsfach erbringen müssen. 

2.   Zweck des Fernstudiums ist die Erlangung der Unter-
richtsbefähigung im Fach Evangelische Religion für das jewei-
lige Lehramt.

3.   Die Unterrichtsbefähigung wird erlangt durch den Nach-
weis:

–    der Teilnahme am Fernstudiengang,

–    von vier bestandenen Modulabschlussprüfungen zu den
Kompetenzbereichen für das Fach Evangelische Religion
gemäß Nds. MasterVO-Lehr,

–    des Latinums oder fachbezogener Lateinkenntnisse nur für
die Prüfung für das Lehramt an Gymnasien.

4.   Das Studium beginnt im März 2015 und dauert etwa zwei
Jahre. Der Einführungskurs findet im März 2015 statt. Die
Teilnehmerzahl ist begrenzt.

Schwerbehinderte Menschen werden bei gleicher Eignung
und Befähigung bevorzugt zugelassen. 

Im Rahmen des Studiums werden neben dem Einführungskurs
vier weitere Kompaktkurse (Präsenzphasen) durchgeführt, die
in der Regel jeweils eine Woche dauern und in die unter-
richtsfreie Zeit fallen.

Als weiterer verpflichtender Bestandteil des Studiums wird
monatlich ein regionaler eintägiger Studienzirkel durchge-
führt, für den die Teilnehmerinnen und Teilnehmer des Studi-
enganges von ihren Dienstaufgaben in erforderlichem Umfang
freigestellt werden, sofern er nicht in der unterrichtsfreien
Zeit stattfindet. Diese Freistellungsregelung gilt nicht für
Lehrkräfte, denen bereits für die Durchführung einer Qualifi-
zierungsmaßnahme Freistellungen für Studienzwecke gewährt
werden.   

Für die Kompaktkurse werden in Anwendung des § 11 Abs. 4
BRKG die notwendigen Fahrtkosten erstattet; Verpflegung und
Unterkunft sind unentgeltlich. Dies gilt nicht für Lehrkräfte,
die Studienleistungen aufgrund einer arbeitsvertraglichen Re-
gelung oder durch Zulassung zur Qualifizierung nach dem so-
genannten Qualifizierungserlass erbringen. 

5.   Informationen zum Studiengang sind zu erhalten beim In-
stitut für Evangelische Theologie der Universität Hildesheim,
Dr. C. Jochum-Bortfeld, Marienburger Platz 22, 31141 Hildes-
heim, E-Mail: jochum@uni-hildesheim.de. 

Bewerbungen um Teilnahme sind unter Angabe der Dienst-
und Privatanschrift sowie der E-Mail-Adresse auf dem Dienst -
weg (über Schulleitung und Niedersächsische Landesschul-
behörde) an das Niedersächsische Kultusministerium, Referat
35, Schiffgraben 12, 30159 Hannover, zu richten. Eine Kopie
der Bewerbung ist gleichzeitig an die Universität Hildesheim,
Institut für Evangelische Theologie, Dr. C. Jochum-Bortfeld,
Marienburger Platz 22, 31141 Hildesheim, zu senden. Der Be-
werbung sind beizufügen:

–    eine tabellarische Darstellung des Bildungsganges,

–    Kopien der Zeugnisse über die Erste und Zweite Staats-
prüfung oder Master of Education und Staatsprüfung bzw.
ein Nachweis über den Erwerb einer Lehrbefähigung nach
§ 8 NLVO-Bildung,

–    der Nachweis der Religionszugehörigkeit aus neuester Zeit,

–    ggf. ein Nachweis über die Zulassung zu einer Qualifizie-
rung nach dem sogenannten Qualifizierungserlass bzw.
Kopie des Arbeitsvertrages mit Nebenabrede.

Auf das Kirchengesetz der Konföderation evangelischer Kir-
chen in Niedersachsen über die kirchliche Bestätigung von
Religionslehrkräften vom 17.6.2006, zuletzt geändert am
5.8.2011, wird verwiesen.

Bewerbungsschluss ist der 15.12.2014.

Rückfragen sind zu richten an Katja Hemmer, E-Mail: katja.
hemmer@mk.niedersachsen.de, Tel.: 0511 1207257. 

Kulturaustauschprogramm im 
pädagogischen Bereich
Entsendung deutscher Lehrkräfte in die USA: Schuljahr
2015/2016

Bek. d. MK v. 1.11.2014 - 44-50.8421

Für deutsche Lehrkräfte besteht im Schuljahr 2015/2016 wie-
der die Möglichkeit, im Rahmen des deutsch-amerikanischen
Kulturaustauschprogramms STEP (School Teacher Enrichment
Program) in den USA zu unterrichten. Verantwortlich für die
Durchführung des Programms auf deutscher Seite ist die Ber-
liner Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Wissenschaft
in Zusammenarbeit mit der Checkpoint Charlie Stiftung –
STEP in Berlin.

Voraussetzungen für die Teilnahme sind:

1.   1. und 2. deutsches Staatsexamen für das Lehramt oder
Nachweis der Gleichwertigkeit bei anderen Abschlüssen

2.   Lehrbefähigung für das Schulwesen, unabhängig von
Fächern und Schulstufen

3.   mindestens drei Jahre Berufserfahrung nach dem Refe-
rendariat, möglichst auch Klassenlehrertätigkeit

4.   gute bis sehr gute englische Sprachkenntnisse

5.   deutsche Staatsangehörigkeit (auf Grund vertraglicher
Pro grammvereinbarungen mit den amerikanischen Erzie-
hungs- und Einwanderungsbehörden)

6.   sehr hohe Flexibilität, Engagement und Anpassungsfähig-
keit

7.   PKW-Führerschein und Fahrpraxis

Nicht berücksichtigt werden können Bewerberinnen und Be-
werber, die im Besitz einer Greencard bzw. mit einer US-Bür-
gerin / einem US-Bürger verheiratet sind.

Die Vertragsdauer beträgt zunächst ein Jahr. Eine Verlänge-
rung auf maximal drei Jahre ist möglich. Je nach Berufserfah-
rung und Einsatzort liegt das Anfangsgehalt (bei drei Jahren
Berufserfahrung) bei ca. US $ 34.000 pro Jahr. Das Auswahl-
verfahren wird von den für die Durchführung verantwortli-
chen (o. a.) Behörden durchgeführt.

Bewerben können sich sowohl verbeamtete als auch ange-
stellte Lehrkräfte. Arbeitssuchende Lehrerinnen und Lehrer
können, die Mindestberufserfahrung vorausgesetzt, ebenfalls
an diesem Kulturaustauschprogramm teilnehmen, um ihre
sprachlichen, landeskundlichen und sozialen Kompetenzen zu
vertiefen. Erfahrungsgemäß wuchs in den letzten Jahren die
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Qualifizierung für Didaktische Leiterinnen
und Didaktische Leiter
Im Jahr 2013 wurden Qualifizierungsmaßnahmen für Didakti-
sche Leiterinnen und Leiter entwickelt und in Pilotveranstal-
tungen erprobt. 

Ab Februar 2015 wird die landesweite Umsetzung der Quali -
fizierungsmaßnahme für Didaktische Leiterinnen und Leiter
fortgesetzt. Die Kursinhalte richten sich an alle interessierten
Didaktischen Leitungen in Niedersachsen, besonders an neu
ernannte Didaktische Leiterinnen und Leiter. 

Noch in 2014 erhalten alle Gesamtschulen, Oberschulen und
Gymnasien genauere Informationen zur Kursplanung. Die An-
meldung zum ersten Modul verpflichtet zur Teilnahme an der
gesamten Qualifizierungsmaßnahme und ist über die Veran-
staltungsdatenbank beim NLQ (VeDaB) vorzunehmen. 

Damit die Teilnahme an den Angebotsreihen auch zum Auf-
bau und zur Pflege von Arbeitsbeziehungen genutzt werden
kann, wird empfohlen, sich in der jeweiligen Region anzumel-
den. Die Kursfolgen tragen jeweils einen Ortsnamen, um die
Region zu kennzeichnen, in denen sie angeboten werden.

Je Qualifizierungsreihe stehen 22 Plätze zur Verfügung. 

Für die folgenden Jahre sind weitere Qualifizierungsmaßnah-
men vorgesehen, die ebenfalls über die VeDaB angeboten
werden. 

Bewerben können sich:

–    Didaktische Leitungen mit Funktionsstelle in Ober- und
Gesamtschulen,

–    Studiendirektorinnen und Studiendirektoren, die gemäß
schuleigenem Geschäftsverteilungsplan die Aufgaben ei-
ner Didaktischen Leitung wahrnehmen,

–    Lehrkräfte, die nach Beauftragung die Aufgaben einer Di-
daktischen Leitung in Ober- und Gesamtschulen wahrneh-
men.

Die berufsbegleitende Qualifizierung besteht aus mehrtägigen
Modulen: 

–    Modul 1 Führung und Kommunikation (dreitägig)

–    Modul 2 Qualitätsentwicklung im Kontext von Schulent-
wicklung (zweitägig)
Aspekte des Rechts (eintägig im Anschluss an
Modul 2 oder 3))

–    Modul 3 Qualitätsentwicklung im Kontext von Unterrichts -
entwicklung (zweitägig)

–    Modul 4 Aspekte der Medienbildung (zweitägig).

Zwischen den Modulen ist die Arbeit an praxisbezogenen Auf-
gaben vorgesehen.

Auskünfte: Kristina Osmers, NLQ Hildesheim, E-Mail: kristina.
osmers@nlq.niedersachsen.de 

Nachfrage speziell nach Grundschullehrerinnen und Grund-
schullehrern.

Die Vermittlung erfolgt nach Bedarf der einzelnen Bundes-
staaten, wobei Ortswünsche nicht berücksichtigt werden kön-
nen; entsprechende Verträge bestehen mit den US-Partner-
staaten Delaware, Minnesota, Nebraska, South Carolina und
Texas. Einsatzmöglichkeiten ergeben sich derzeit auch in den
Staaten Washington und Kalifornien. Grundsätzlich werden
alle Fächerkombinationen angefragt, jedoch haben Fächer wie
Religion und Psychologie keine Vermittlungschancen.

Erfolgreiche Bewerberinnen und Bewerber des Landes Nieder-
sachsen können in der Regel davon ausgehen, dass ihnen Ur-
laub ohne Fortzahlung der Bezüge unter Anerkennung öffent-
licher Belange gewährt wird. 

Ansprechpartner:

Frau Grit Orgis (STEP-Direktorin)
oder
Frau Ina Frost (STEP-Koordinatorin)

c/o Checkpoint Charlie Stiftung, Wolfensteindamm 9, 12165
Berlin, Tel.: 030 8449060, Fax: 030 84490620, E-Mail: step@
cc-stiftung.de, www.cc-stiftung.de

Bewerbungsunterlagen und ein Merkblatt sind unter folgen-
der Internetadresse herunterzuladen: http://www.cc-stiftung.
de/index.php?option=com_content&view=category&layout=
blog&id=140&Itemid=135.

Ihre vollständigen Bewerbungsunterlagen müssen bis spätes -
tens 5.12.2014 bei der Checkpoint Charlie Stiftung eingegan-
gen sein.

Voraussichtlich am 9. und 10.1.2015 findet in Berlin ein Infor-
mations- und Auswahlwochenende statt. Den zugelassenen
Bewerberinnen und Bewerbern werden der genaue Termin so-
wie die Veranstaltungsorte rechtzeitig bekannt gegeben.

Kommunikation – Interaktion –
Kooperation in Schule und Unterricht
Fortbildungslehrgang: Erinnerung

Bek. d. MK v. 15.10.2014 - 24.2-81 410 

Im Schulverwaltungsblatt 5/2014 (S. 210) wurde auf den Fort-
bildungslehrgang „Kommunikation – Interaktion – Koopera -
tion in Schule und Unterricht (KIK)“ hingewiesen. 

In den ausgeschriebenen Regionen sind zum Teil noch einige
Plätze frei, die vergeben werden könnten. Entgegen der o. g.
Ausschreibung findet der Einführungskurs im Rahmen eines
Kongresses vom Donnerstag, den 5.2.2015, bis 7.2.2015 statt.
Interessierte Schulen oder Lehrkräfte wenden sich bitte an die
zuständigen Dezernatsleitungen 5 der NLSchB:

Braunschweig: Frau Neumann, Tel.: 0531 4843373,
E-Mail: ingrid.neumann@nlschb.niedersachsen.de

Hannover: Herr Deseniß, Tel.: 0511 1062442,
E-Mail: bernd.deseniss@nlschb.niedersachsen.de

Osnabrück: Frau Kubesch, Tel.: 0541 314377,
E-Mail: barbara.kubesch@nlschb.niedersachsen.de

Lüneburg: Herr Urspruch, Tel.: 04131 152782,
E-Mail: georg.urspruch@nlschb.niedersachsen.de
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